
11- 4 b 9K der Belll1gen ~u den Stenogrl1phlschen Protokollen 
11" ........ , 

dei NIAUOnllrlt1l XVII, QUltI.l,bunlnperiode 

A n t rag 

der Abgeordneten Dr. Nowotny, Dr. Taus 
und Genossen 

No . .... d.g,J..J A 
Präs.~ 0 6. JUU 1988 

••••••••• 811 •••••••••••••••••••• 

. betreffend eine BHG-Novelle 1988 

Der Nationalrat wolle be~chließen: 

Bunde~ge~etz vom ••••••••••••• 1988, mit dem da~ Bunde?-

hau~halt?ge?etz geändert wird (BHG-Novelle 1988) 

Der Nationalrat hat be?chlo??en: 

Artikel I 

Da? Bunde?ge?etz über die Führung de? Bunde?hau?halt? 

(Bunde?hau?halt?ge?etz), BGBl. Nr. 213/1986, zuletzt geändert 

durch da? Bunde?ge?etz BGBl. Nr. 520/1987, wird wie folgt ge­

ändert: 

1. Im zweiten Satz de? § 6 Ab? 1 Find nach dem Worte 

"Verordnung" die Worte "im Einvernehmen mit dem 

Bunde?miniFter für Finanzen und dem RechnungFhof" 

einzufügen. 

2. Im § 6 AbF.1 und § 8 Ab?1 i?t der vierte Satz wie folgt 

zu faPFen: 

"Die Verordnung i?t vom zuptändigen hau?halt?leitenden 

Organ im Einvernehmen mit dem allenfall? in Feinem 

Wirkung?bereich berührten anderen hau~halt?leitenden 

Organ, dem Bunde?mini?ter für Finanzen und dem Rechnung?-

hof zu erlaF?en." 

3. Im § 8 Ab?l, hat der dritte Satz zu lauten: 

"Unter der gleichen Vorauppetzung Find diepe Aufgaben 

einer Kappe im Wirkung?bereich eine? anderen 

hau?haltpleitenden Organ? durch Verordnung zu 

übertragen. 

./ . 
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4. Im § 12. Ab~. 1 .~.ind die Worte "in den nächF'ten vier 
,;, ': 

J d h ren" dur c h die :"1 0 r t e "f ü r j e'"J eil ~ v i e r J d h L e " Z:l 

er~etzen. 

5. Im § 12 Ab? z. 2 i~t nach dem Worte "Kapitel" ein 

Bei~trich zu ~etzen, dem an Stelle de~ bi~herigen Texte~ 

folgendep anzufügen i~t: 

"wobei zweckentPprechende Zupammenfappungen, in~be~ondere 

nach finanzwirtpchaftlichen, funktionellen und 

ökonomi~chen Gepicht~punkten vorgenommen werden können; 

voraup~ehbare Anderungen in der Recht?lage pind zu 

berUckpichtigen;" 

6. § 12 Abp. 2 hat zu lauten: 

"Die dap erpte Jahr der Budgetprognope betreffenden 

Angaben haben inhaltlich von dem zuletzt bepchloppenen 

Bundepfinanzgepetz aupzugehen." 

7. § 12 Abp. 3 hat zu lauten: 

"Der Bundepminipter fUr Finanzen hat die Budgetprognope 

allj~hrlich zu erptellen und der Bundepregierung zur Be­

pchlußfa~~ung PO rechtzeitig vorzulegen, daß diepe pie 

bip 30. Juni jeden Jahre? dem Nationalrat zur Kenntni? 

bringen kann." 

8. Im erpten Satz de? I 13 Abp. 1 pind die Worte "den 

mindeptenp die nächpten vier Jahre" durch die worte 

"jeweilp einen mindeptenp vier Jahre" zu erpetzen. 

9. § 13 Ab? 2 hat zu lauten: 

"Da? Inve~titionpprogramm ipt nach Kapiteln zu gliedern 

und nach Jahrepbeträgen zu unterteilen. Hiebei ipt jedep 

Vorhaben von aUßerordentlicher finanzieller Bedeutung 

(I 43 Ab!':. 1) gepondert darzuptellen." 

10. § 16 Abp.2 Z.10 hat zu lauten: 

"Andere Einnahmen und Aupgaben, die nicht endgUltig 

polche dep Bundep pind, Einnahmen dep Bunde?, die fUr 

ein anderep anweipendeF Organ beptimmt Find Fowie 

anrechenbare öffentliche Abgab en 1" 
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11. Im ~r~ten Satz de~ § 20 Ab~. 3 Find nach den Worten "vor­

geFehenen GeldleiFtungen" die Worte "und Sachbezüge (§ 16 

AbF. 1 Z. 4)" einzufügen. 

12. Im § 48 AbF. 5 iFt nach dem Wort "an" einzufügen: 

"oder wird eine Forderung oder Berechtigung erworben oder 

eine Schuld oder Verpflichtung begründet (§ 18 AbF. 4 und 

5 Fowie § 19)" 

13. Im § 49 AbF. 1 iFt nach den Worten "mitveranFchlagt ~ind" 

einzufügen: 

"oder Be~tandteile 'de~ beweglichen Bunde~vermBgenF nach 

§ 58 Ab~. 4 im Rahmen dep Sachgüterauptaupchep angeboten 

werden". 

14. Im § 52 Abp.4 ipt folgender Satz voranzuptellen~ 

"Die für den Abpchluß der voran~chla9Pwirkpamen Verrech­

nung dep abgelaufenen Finanzjahrep erforderlichen Ver­

rechnungen dürfen noch bip Ende Februar dep folgenden 

Finanzjahrep durchgeführt werden; die Beptimmungen der 

Abp.2 und 3 werden hiedurch nicht berührt." 

15. Im § 53 Abp. 1 pi nd vor den Worten "einer Rücklage" die 

Worte "unter Bedachtnahme auf § 18 Abp. 2" einzufügen. 

16. Dem § 58 Abp. 5 ipt folgender Satz anzufügen: 

"In den Richtlinien über die Vorgangpweipe bei Schadenp­

fällen hat er in pinngemäaer Anwendung dep § 61 Abp. 6 

feFtzulege~, inwieweit er Entpcheidungen über die 

Geltendmachung von AnFprüchen - von deren Prüfung bip 

zur Einziehung - an dap hauphaltFleitende Organ, deppen 

WirkungFbereich dadurch berührt wird, überträgt." 

11. Im zweiten Satz deF § 60 hat der erpte Halbpatz zu 

lauten: 

"Von der Geltendmachung polcher AnFprüche, poweit pie 

pich nicht auf OauerFchuldverhältnippe beziehen, ipt Ab-

ptand zu nehmen," 

./. 
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18. Im § 78 Abp.7 pind nach dem Worte "werden" die ~orte "und 

nicht dem § 80 Abp.4 zuzuordnen pind" einzufUgen. 

19. § 90 Abp.4 hat zu lauten: 

"Voranpchlagpunwirkpam dUrfen nur Einnahmen und Aupgaben 

gemäB§ 16 Abp.2 Z.3, 9, 10 und 11 verrechnet werden." 

20. Im § 90 Abp.6 haben die Worte "und die PrUfung der tiber­

einptimmung dep Auftragep mit dem zugrunde liegenden Be­

leg" zu entfallen. 

21. § 101 Abp •. 5 hat zu lauten: 

"Im Jahre dep Inkraftreten~ diepe~ Bundepgepetzep ipt aup 

Kappenptänden dep Bundep eine Dotierung der AUPgleichp­

rUcklage (§ 53 Abp. 3) in Höhe von 5 Milliarden Schilling 

und im Jahre 1988 eine weitere Dotierung dieper Aup­

gleichprUcklage in Höhe von 4 Milliarden Schilling voran­

pchlagpunwirkpam, dap heißt nur in der Beptandp- und Er­

fOlgpverrechnung vorzunehmen." 

Artikel II 

(1) Diepep Bundepgepetztritt hinpichtlieh dep Art. I Z. 11 

mit 1. Jänner 1988 und hinpichtlieh der übrigen Be­

Ptimmungen mit 1. September 1988 in Kraft. 

(2) Die Zuptändigkeit zur Voll ziehung dep Art .• I richtet pich 

nach § 102 dep Bundephauphaltpgepetzep. 
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Entwurf 

f'ur die 

Beg r ü n dun g 

Allgemeine Bemerkungen: 

Die erstmalige Anwendung der Bestimmungen des § 12 ("Budget­

prognose") und des § 1) ("Investitionsprogramm") des Bundeshaus­

haltsgesetzes auf die E~stellung des Entwurfes für das Bundes­

finanzgesetz 1988 läßt aufgrund der bei Ausarbeitung dieser 

Unterlagen und im Rahmen deren parLamentarischen Behandlung ge­

sammelten Erfahrungen 'und Erk'enntnisse eine Änderung der ein­

schlägigen Bestimmungen mit dem Ziele geboten erscheinen, sowohl 

formale und arbeitstechnische Vereinfachungen als auch Verbesse­

rungen der Aussagekraft und des Informationsgehalts dieser 

wiChtigen Orientierungs- u. Entscheidungshilfen herbeizuführen. 

Ebenso bed'urfen einige weitere Bestimmungen des B~ndeshaus­

haltsgesetzes bestimmter Präzisierungen und Berichtigungen redak­

tioneller Natur sowie Ergänzungen, deren Erfordernis erst im 

Rahmen der Haushaltsführung auf der Basis der neuen Rechtslage 

erkennbar geworden ist. 

Zu den einzelnen Bestimmungen des Art. 11 

Zu Z .1: Durch die vorgesehene Ergänzung soll siChergestellt 

werden, daß die in Rede stehende Verordnung im Einvernehmen mit 

dem in derartigen Organisationsfragen der Buchhaltungen generell 

zur Mitwirkung berufenen Bundesminister für Finanzen und dem 

Rechnungshof (vgl. hiezu auch S 6 Abs. 5 und 6) erlassen wird. 

Zu Z .2: Durch diese pr'azisere Formulierung soll Auslegungs­

divergenzen vorgebeugt werden. 

Zu Z.3: Die Übertragung von Ra ssenaufgaben im Wirkungsbe­

reich von zwei haushaltsleitenden Organen soll in Ubereinstimmung 

mit der im S 6 Aba.1 getroffenen Regelung ebenfalls durch Ver­

ordnung erfOlgen. 

./ . 
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z u Z. 4 und 8: J i e E 0 r;n ale n Ä nd e run gen t 'C ag ;:; n der in Z.;5 

vorgesehenen Verschiebung des f'ur die Erstellung und Vorlage der 

"Budgetprognose" und des "Investitionsprogrammes" maßgebenden 

Zeitpunktes Rechnung. 

Zu Z. 5: Die nunmehr vorgesehene Regelung ermöglicht eine 

knappere Darstellung bei besserer Aussagekraft und mehr Über­

sichtlichkeit. Soweit sich Änderungen der Rechtslage bereits kon­

kret erkennen und deren budgetären Auswirkungen ermitteln lassen, 

wäre dies aus Gr~nden der Aktualität zu ber~cksichtigen und 

erforderlichenfalls in Form von Variantenberechnungen bzw. 

-schätzunge~ - darzustellen. 

Zu Z. 6 und 7: Oie vorgesehene VerSChiebung des für die Er­

stellung und Vorlage der Budgetprognose maSgebenden Zeitpunktes 

bietet folgende Vorteile: 

Grundlage ist ein bereits beschlossenes Bundesfinanzgesetz 

und nicht mehr ein vom Nationalrat noch in jeder Richtung 

abänderbarer Gesetzentwurf. 

Für das vorangegangene Finanzjahr liegt bereits ein vor­

läufiger Gebarungserfolq vor, was sinnvollere Zeitvergleiche er­

möglicht und den Informationsgehalt hebt. 

Relevante Entwicklungen im Laufe des Budgetvollzugs und 

Änderungen der Rechtslage, die auch künftige Budgets beeinflus­

sen, sind bereits bekannt oder zumindest besser abzusehen, wo­

durch eine bessere prognosequalität ermöglicht wird. 

Oie biSherige zeitliche Junktimierung der Budgetprognose mit 

der BUdgeterstellung und -vorlage führt zu unnötiger Kumulierung 

des Arbeitsanfalls und Termindruck sowohl auf seiten des Parla­

ments wie auch der Verwaltung. 

Zu Z. 9: Oetaildarstellungen sind nur bei Vorhaben von 

außerordentlicher finanziellen Bedeutung (i.S. des S 43 Abs. 

BRG) sinnvoll. Nach den diesbezüglichenOurchführungsrichtlinien 

handelt es sich dzt. hiebe! etwa beim -Hochbau· um Vorhaben mit 

Kosten über 25 Mio. S oder b~im ·Straßenb-au fi um Vorhaben mit 

Kosten über 100 Mioe S. Oie Neuregelung bewirkt nicht nur einen 

arbeits- und kostenm~8igen Rationalis!erungseffekt, sondern auch 

eine bessere Obersichtlichkeit des Inv9stitlonsprogrammes. 
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Zu Z. 10: Diese redaktionelle Klarsteilung ist erforderlich, 

weil auch von anderen Bestimmungen dieses Absatzes Einnahmen und 

Ausgaben betroffen sind, die nicht endgültig solche des Bundes 

bzw. im zutreffenderen engeren Sinne des jeweiligen anweisenden 

Organes (§ 5 Abs.2) sind. Weiters wird klargestellt, daß der Vor­

steuerabzug und die Umsatzsteuerabfuhr gemäß Umsatzsteuergesetz 

1912 nicht voranschlagswirksam zu veranschlagen und zu verrechnen 

sind. 

Zu Z. 11: Durch diese Einfügung soll klargestellt werden, 

daß auch die "Sachbezüge" der öffentlich Bediensteten zu den 

"Personalausgaben" gehören. 

Zu Z. 12: Die vorgesehene Ergänzung is~ erforderlich, um die 

richtige verrechnungsmäSige Erfassung einer erst im Laufe des 

Finanzjahres begründeten Schuld oder Verpflichtung oder einer im 

gleichen zeitraum erworbenen Forderung oder Berechtigung, die 

keiner unter einem einschlägigen Voranschlagsansatz vorgesehenen 

Voranschlagspost zugeordnet werden kann, durch Eröffnung einer 

entsprechenden Voranschlagspost sicherzustellen. 

Zu Z. 13: Hiedurch soll der Sachgüteraustausch (S 58 Abs. 4) 

zwischen Organen des Bundes erleichtert werden. 

Zu Z. 14: Diese Ergänzung ist erforderlich, um auch voran­

schlagswirksame Verrechnungen, die sich auf das abgelaufene 

Finanzjahr beziehen, entsprechend zeitlich befristet durchführen 

zu können. 

Zu Z. 15: Hiedurch soll sichergestellt werden, daS auch sich 

nur innerhalb der Bundesverwaltung auswirkende Maßnalunen, die zu 

einer Erhöhung oder Verminderung eines Voranschlagsbetragea 

f'uhren, bei der Ermittl ung der Rücklagenbetr'age berücksichtigt 

werden. 

Zu Z. 16: Hiedurch soll die sich aus der Richtlinien­

kompetenz gemäS S 58 Aba. 5 in Verbindung mit S 61 ergebende Zu­

ständigkeit des Bundesministers für Finanzen auch für Ent­

scheidungen über die Geltendmachung der aus Schadensfällen ab­

leitbaren Ansprüche ausdrücklich klargestellt werden • 

. / . 
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R~c~Eorjarangsan5pr~che sollen mit R~cksicht a~f die 8esonderh~it 

dieser Rechtsverh~ltnisse von der allgemein vorgesehenen 

Bagatellregelung ausgenommen werden. 

Zu Z. 18: Durch die vorgesehene Erg"anzung sollen nunmehr 

ausdr~cklich auch die hierher geh~rigen Einnahmen und Ausgaben, 

die der Bestands~ und Erfolgsverrechnung zuzuordnen sind, einbe­

zogen werden. 

Zu Z. 19 und 20: Hiebei handelt es sich um Klarsteilungen 

bzw. formale Berichtigungen des bisherigen Regelungsinhaltes. 

Zu Z. 21: Die für das Jahr 1988 vorgesehene weitere 

Dotierung der Ausgleichsrücklage i.K.v. 4 Mrd. S findet ihre Be­

gründung darin, daß nach dem vorläufigen,Gebarungserfolg 1981 

gegenüber dem tatsächlichen Gesamtgebarungsabgang höhere Ein­

nahmen aus der Aufnahme von Finanzschulden (gemäß Art. VII Aba. 1 

BFG1981) zu verzeichnen waren, die nur durch die vorgesehene 

Regelung gleichfalls voranschlagsunwirksam, cl.h. nur in der Be­

stand- und" Erfolgsverrechnung, der Aus9leichsr~cklage (5 53 Abs. 

3 BRG) zugeführt werden können, da die Bestimmungen des IV. Ab­

schnittes des Bundeshaushaltsgesetzes über die ·Veranschlagung­

gemäß Art. I, z. 10 der (1.) BHG-Novelle 1987, BGBl. Nr. 135, auf 

das Bundesfinanzgesetz 1987 noch nicht anzuwenden waren. 

Zu Art. I I A bs. 1: Durch die r'ückwirkende lnkr aftsetzung 

soll einerseits für die bereits im BVA 1988 vorgenommene Veran­

schlagung der Sachbez~ge bei den Personalausgaben (s. Art. I. Z. 

11) und andererseits auch für die BerÜCksichtung einschlägiger 

Bestimmungen dieser Novelle bei Vorbereitung des Entwurfes des 

BundeSfinanzgesetzes 1989 eine eindeutige Rechtsgrundlage ge­

schaffen werden. 

In formeller Hinsicht wird beantragt, diesen Antrag dem Finanz­

ausschuß zuzuweisen. 
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